
St
G

B 
N

RW
 · 

Ka
is

er
sw

er
th

er
 S

tr.
 1

99
-2

01
 · 

40
47

4 
Dü

ss
el

do
rf

PV
St

 · 
De

ut
sc

he
 P

os
t A

G
 · 

„E
nt

ge
lt 

be
za

hl
t“

 · G
 2

0 
16

7

Städte- und Gemeinderat
HERAUSGEBER STÄDTE- UND GEMEINDEBUND NORDRHEIN-WESTFALEN

11-12 202478. JAHRGANG • NOVEMBER - DEZEMBER

FACHKRÄFTEMANGEL
HAUSHALTSUMFRAGE
BESCHAFFUNG 
INITIATIVEN



Städte- und Gemeinderat  11-12/2024 

FACHKRÄFTEMANGEL

16

Entlastungspotenziale durch Digitalisierung und 
KI sind vielfältig. Kommunen könnten ihre Auf-
gaben effizienter erfüllen und die Lebensqua-

lität ihrer Bürgerinnen und Bürger verbessern. Zur 
Nutzung von KI müssen Kommunen jedoch befä-
higt werden. Das Projekt URBAN.KI möchte hier Ab-
hilfe schaffen, indem es verschiedene Anwendungs-
bereiche untersucht. Darunter unter anderem zivile 
Sicherheit, Stadtplanung, Umweltplanung und da-
tenbasierte Entscheidungsfindung. Der Fokus liegt 
sowohl auf den notwendigen technologischen Inno-
vationen sowie auf der Einbindung der kommunalen 
Mitarbeitenden. Der gezielte Einsatz von KI soll nicht 
nur als theoretische Vision verstanden werden, son-
dern konkrete Verbesserungen in den Kommunen 
anregen.

Schleichende Digitalisierung Seit mehr als 15 
Jahren untersuchen unterschiedlichsten Akteure 
auf Bundes- und Landesebene wiederholt den Digi-

Entlastung durch Digitalisierung 
und künstliche Intelligenz
Eine umfassende Prozessdigitalisierung optimiert die Verwaltung vieler Kom-
munen. Der Einsatz künstlicher Intelligenz (KI) steigert zudem die Effizienz und 
entlastet Mitarbeitende. Das Projekt URBAN.KI zeigt exemplarisch, wie eine 
praxisnahe Umsetzung aussehen kann.

talisierungsgrad der Kommunen. Dabei zeigen die 
Studien vor allem eins: Es geht voran mit der Digi-
talisierung, aber der Zuwachs kommt nur langsam 
in Fahrt. So geben im Jahr 2023 noch immer 42 Pro-
zent der Kommunen an, nicht ausreichend vorbe-
reitet zu sein, um sich den Herausforderungen der 
Digitalisierung annehmen zu können. Lediglich 18 
Prozent aller Kommunen besitzen eine Digitalisie-
rungsstrategie. Dabei sind zwei von drei Kommunen 
der Meinung, dass der Einsatz von KI und automati-
sierten Systemen sinnvoll sei. Eine Strategie für den 
Einsatz künstlicher Intelligenz fehlt laut dem Deut-
schen Städte- und Gemeindebund nahezu flächen-
deckend in 93 Prozent aller Kommunen.

Kommunale Initiative für KI Die drängenden 
Fragen unserer Zeit lassen nicht zu, dass der Ein-
satz digitaler Lösungen in Kommunen weiterhin 
nur schleppend vorankommt. Das Bundesministe-
rium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
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und die Stadt Gelsenkirchen haben daher das Pro-
jekt URBAN.KI initiiert. Deutschlandweit wurden 
Kommunen aufgerufen, konkrete Anforderungen 
für den Einsatz von KI zu benennen. In wenigen Wo-
chen kamen über 130 Ideen zusammen. Dabei zeigt 
der Aufruf aus dem April 2023 vor allem eins: Städte 
und Kommunen begegnen der digitalen Innovation 
bereits heute ideenreich und engagiert.

Digitaler Bürgerservice Der direkte Bürgerkon-
takt ist eine zentrale Herausforderung für Kommu-
nen. Digitalisierte Abläufe durch künstliche Intel-
ligenz können beispielsweise die Kommunikation 
mit Bürgerinnen und Bürgern optimieren. Chatbots 
sowie die automatisierte Zuordnung und Beant-
wortung im Posteingang sind lange bekannt und 
werden in der Wirtschaft erfolgreich eingesetzt. Die 
Bots stehen jederzeit zur Verfügung und geben ein-
fache Auskünfte. Alltägliche Rückfragen zu Müllab-
fuhrzeiten, Öffnungszeiten von Behörden oder der 
Beantragung eines neuen Ausweises, können au-
tomatisiert beantwortet werden. Zudem können 
die Antworten in beliebig vielen Sprachen gegeben 
werden. Komplexe Anfragen, die der persönlichen 
Interaktion bedürfen, erfahren eine direkte Zuwei-
sung in die richtige Bearbeitungsstelle. Denkbar ist 
zudem die übersichtliche Zusammenfassung von 
Ratsunterlagen zur Bürgerinformation. Der Einsatz 
solcher Systeme entlastet nicht nur die Mitarbei-
tenden der Kommunen, sondern sorgt außerdem 
für eine schnelle und einfache Interaktion mit Bür-
gerinnen und Bürgern.
 
Optimierte Prozesse In Kommunen kommen 
große Mengen Daten zusammen. Täglich werden In-
formationen zu Verkehr, Bauprojekten, Müllentsor-
gung, Wasser- und Energieverbrauch sowie Umwelt-
daten verarbeitet. KI-Systeme können diese Daten in 
Echtzeit analysieren und das Controlling unterstüt-
zen. Ein anschauliches Beispiel ist die Verkehrssteue-
rung. Stauvermeidung durch effiziente Verkehrslen-
kung kommt den Verkehrsteilnehmern zugute, spart 
Ressourcen und reduziert Emissionen. Das Zusam-
menspiel von Sensoren und künstlicher Intelligenz 

macht es möglich, Ampelschaltungen in Echtzeit an 
den Verkehrsfluss anpassen.

Hürden vor dem Einsatz Trotz zahlreicher Vortei-
le gibt es mehrere Herausforderungen, welche es vor 
dem Einsatz künstlicher Intelligenz zu bewältigen gilt. 
Eine dieser Hürden ist das Datenmanagement. Um ef-
fizient arbeiten zu können, benötigen KI-Systeme eine 
große Menge qualitativ hochwertiger Daten. Diese 
müssen strukturiert und konsolidiert werden, was per-
sonelle Ressourcen und technisches Verständnis erfor-
dert. Hinzu kommen organisatorische Prozesse. Mit-
arbeitende und verantwortliche Entscheider müssen 
für die Anwendung von KI-Systemen geschult werden, 
um eine optimale Nutzung zu ermöglichen. Praxisori-
entierte Pilotprojekte mit Prototypen sollen diese und 
weitere notwendige Vorbereitungen für den konkreten 
Einsatz aufzeigen. Umfassende Erkenntnisse über den 
Einsatz von KI-Systemen durch die Begleitung der Pra-
xisphase sind wichtig, um das volle technologische Po-
tential ausschöpfen zu können. 		         ◼

Städte und Kommunen begegnen 
der digitalen Innovation bereits 
heute ideenreich und engagiert.

 Wir wünschen allen 
unseren Leserinnen und  

Lesern sowie allen 
kommunal Engagierten ein 
friedliches Weihnachtsfest 

und ein erfolgreiches  
Jahr 2025 

Um effektiv 
arbeiten zu kön-
nen, benötigen 
KI-Systeme eine 
große Menge an 
Daten
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Themenschwerpunkt Januar/ 
Februar 2025: 
Planen

derweitige Möglichkeit zum Abstellen außerhalb des öffentlichen Straßen-
raums hat – etwa eine Garage oder einen Stellplatz auf dem Grundstück. 
Zwar verfügt das Haus des Klägers über eine Garage. Der Kläger hat aufgrund 
seiner Behinderung jedoch keine Möglichkeit, von der im Keller gelegenen 
Garage in seine Wohnung zu kommen, da er weder die Zufahrtsrampe noch 
eine im Gebäude befindliche schmale und steile Treppe bewältigen kann. Er 
kann deshalb die Garage nicht nutzen. Auch die Zufahrt zur Garage ist nicht 
dazu geeignet, das Fahrzeug abzustellen, da sie zu steil und zu schmal ist.
Die beklagte Stadt Gelsenkirchen verwies den Kläger darauf, sein Fahrzeug 
parallel zur Fahrbahn auf der Straße vor der Garageneinfahrt abzustellen. 
Aufgrund des vor der Einfahrt nach den allgemeinen Vorschriften der StVO 
geltenden Parkverbots dürfe außer ihm niemand dort parken.
Dieser Auffassung konnte sich die Kammer nicht anschließen. Denn unab-
hängig davon, ob der vom Parkverbot erfasste Platz für das Abstellen eines 
Pkw ausreichen würde (die eigentliche Einfahrt ist nur drei Meter breit), dür-
fe im konkreten Fall auch der Kläger nicht vor seiner Einfahrt parken. Denn 
für die Zufahrt ist der Bordstein abgesenkt, sodass dort ein generelles Park-
verbot gelte, das auch den Inhaber der Garage erfasst. Dieses Parkverbot 
diene nämlich nicht nur der Sicherung der Zufahrtsmöglichkeit zur Garage, 
sondern auch dem Interesse gehbehinderter Menschen daran, den Gehweg 
– etwa zum Überqueren der Straße – verlassen zu können.
Der Kläger müsse sich daher nicht darauf verweisen lassen, dass die Stadt 
die durch ihn begangene Ordnungswidrigkeit nicht verfolgt. Ihm stehe auf-
grund der Umstände des Einzelfalls vielmehr ein Anspruch auf die Ausschil-
derung eines „rechtssicheren“ Sonderparkplatzes zu.

Beschluss zur Öffnung von Kiosken an 
Sonn- und Feiertagen
Wie das VG Aachen betont, dürfen Kioske nicht grundsätzlich an Sonn- 
und Feiertagen geöffnet sein. Die Stadt Aachen hatte einem Kioskbe-
treiber aus Aachen mit sofortiger Wirkung untersagt, seinen Kiosk 
weiterhin an Sonn- und Feiertagen zu öffnen. Der hiergegen gerichte-
te Eilantrag hatte keinen Erfolg.

VG Aachen, Beschluss vom 8. November 2024 
– Az.: 10 L 790/24 –

Nach dem Ladenöffnungsgesetz dürfen sogenannte Verkaufsstellen, 
zu denen auch Kioske gehören, grundsätzlich nur an Werktagen ohne 
zeitliche Begrenzung geöffnet sein. Ausnahmsweise an Sonn- und 
Feiertagen dürfen derartige Verkaufsstellen zeitweise geöffnet sein, 
wenn ihr Kernsortiment aus den Warengruppen Blumen und Pflanzen, 
Zeitungen und Zeitschriften oder Back- und Konditorwaren besteht. In 
Aachen als einem Ort mit besonders starkem Tourismus dürfen nach 
einer entsprechenden Verordnung der Stadt überdies Verkaufsstellen 
an Sonn- und Feiertagen geöffnet sein, die Waren verkaufen, welche für 
Aachen kennzeichnend sind, also klassische Andenken bzw. Souvenirs. 
Diese Verkaufsstellen dürfen dann auch Waren zum sofortigen Verzehr, 
frische Früchte, Tabakwaren, Blumen und Zeitungen verkaufen. 
Zu den Verkaufsstellen, die ausnahmsweise an Sonn- und Feiertagen 
geöffnet sein dürfen, gehört der Kiosk des Antragstellers nach Auffas-
sung des VG jedoch nicht. Das von ihm verkaufte Sortiment bestehe 
im Kern nicht aus Zeitungen und Zeitschriften oder Blumen oder Back-
waren, sondern aus alkoholischen und alkoholfreien Getränken sowie 
Süß- und Tabakwaren. Für Tankstellen, die an Sonn- und Feiertagen 
auch Reisebedarf und damit ein häufig ähnliches Warensortiment 
verkaufen dürfen, gelte eine gesetzliche Ausnahmeregelung, auf die 
sich der Antragsteller nicht berufen könne.
Gegen den Beschluss kann der Antragsteller Beschwerde einlegen, 
über die das Oberverwaltungsgericht in Münster entscheidet.	     ◼
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